
Aktenzeichen:

.l.9. ‚RV-‚£35/55-
__

Verkündet

am 15. November 1955

I m N a m e n d e s V 0 l k e 8

In Sachen ‘

Beklagten und Revieionsklägers‚

gegen

Klägerin und Revieionsbeklagte,

hat der 10. Senat des Bundeeeozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 15° November 1955

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil

des LandessoZialgerichts
„ . . „ ° vom 30° April

1954 mit den ihm zugrundeliegenden Feststellungen

aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückverwiesen°

Von Rechts wegen°
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——.——_G r g n d :

Die Klägerin, FrauthXX■XKXXXXX351e Mutter der Revisionsbeklagten,

beantragte am 50. August 1950 die Gewährung einer Rente, weil sie

am 31. Dezember 1944 bei einem Fliegerangriff im Luftschutzkeller

einen Nervenschock erlitten und dieser zu einer linksseitigen

Lähmung geführt habe. Das Versorgungsamt XXXXXXXXXXlehnte den An—

_trag mit Bescheid vom 29. Oktober 1952 ab, da die Lähmung auf eine

alters— und anlagebedingte Arterienverkalkung, nicht aber auf eine

unmittelbare Kriegseinwirkung im Sinne des 5 1 des XXXXXXXX Ver—

sorgungsgesetzes vom 24. Juli 19503XXXXXXXXXXXXX'und des 5 1 des
Bundesversorgungsgesetzes (BVG) in Verbindung mit dem XXXXXXX

Gesetz über die Versorgung der Opfer des Krieges vom 12. April

1951 @XXXX%XXXXXXXÜbernahmegesetz) zurückzuführen sei. Ihr Ein—
spruch gegen diesen Bescheid blieb erfolglos und ihre Klage wurde

mit Urteil des Versorgungsgerichts..XXXXXXXv0m 22. September 1955
abgewiesen. Auf die Berufung der Klägerin verurteilte das Landes—

sozialgericht XXXXXX1nit Urteil v0m 50. April 1954 unter Abände—

rung des Urteils des Versorgungsgerichts XXXXXXvom 22. September

1955 und unter Aufhebung des Bescheides des Versorgungsamts vom
29.‘Üktober 1952 und der Einspruchsentseheidung vom 8. April 1953

den Beklagten dem Grunde nach, der Klägerin Versorgung zu gewäh—

ren. Die Revision wurde zugelassen. Das Landessozialgericht legte

seiner Entscheidung hinsichtlich des Zeitpunktes der Luftangriffe

die berichtigte Darstellung der Klägerin zugrunde, wonach bei ihr

zum ersten Mal ein Nervensehock am 5. Dezember 1944 nach einem Luft—

—angriff aufgetreten ist. Damals konnte sie noch aus dem Luftschutz—

keller in ihre Wohnung gehen und das Mittagessen zubereiten, hatte

aber die Sprache verloren. Nach einem weiteren Luftangriff am

folgenden Abend konnte sie sich nicht mehr bewegen und mußte aus
dem Luftschutzkeller in ihre Wohnung getragen werden. Im Dezember

1951 erlitt sie einen weiteren Schlaganfall und konnte seitdem

nicht mehr laufen. Das Landeschialgericht stellte fest, daß die

Klägerin als Folge dieser beiden 80hlaganfälle eine Lähmung der

linken Körperhälfte erlitten habe. Es führte diese Gesundheits-

störung auf die Bombenangriffe zurück, die als unmittelbare Kriegs—

einwirkung im Sinn des 5 1 Abs. 2 Ziff. a BVG anzusehen seien.

Gegen dieses Urteil, das den Beteiligten am 19. Juni 1954 zuge—
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stellt werden war, hat der Beklagte mit Schriftsatz vom 12. Juli

1954, eingegangen am 13. Juli 1954, Revision eingelegt und diese

mit Schriftsatz vom 2. August 1954, eingegangen am 4. August

1954, begründet. Nach seiner Ansicht hätte das Landessozialgericht

die Berufung der Klägerin zurückweiseh müssen. Es habe den Be—

griff der unmittelbaren Kriegseinwirkung im Sinne des 5 1 Abs.

1 Berliner KVG und des 5 1 Abs. 2 Buchst. a BVG verkannt. Die-

ser sei eng auszulegen. Es könnten darunter nicht Zustände, wie

vAufregung und Schrecken als Begleiterscheinungen bei Fliegeran-

griffen, verstanden werden, denen alle Bevölkerungskreise gleich-

mäßig ausgesetzt gewesen seien. Durch eine rein psychische Ein—

wirkung könnte eine versorgungsrechtlich erhebliche Schädigung

überhaupt nicht eintreten. Im übrigen hätte das Landessozialge—

richt weder den Zeitpunkt des maßgeblichen Bombenangriffs ge-

nügend aufgeklärt, noch eine ausreichende Begründung dafür ge—

geben, warum gegenüber der körperlichen Veranlagung der Klä—

gerin als wesentliche Ursache für die Gesundheitsstörung die

Erregung durch den Bombenangriff anzunehmen sei. Auch ein Grund—

urteil hätte nicht ergehen dürfen. Nach Ansicht des Beklagten

erfordern diese Mängel zum mindesten eine nochmalige Verhand—

lung und Entscheidung des Berufungsgerichts. Er beantragt daher,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die Berufung

gegen die Entscheidung des Versorgungsgerichts Berlin

vom 22. September 1953 zurückzuweisen,

hilfsweise, die Sache unter Aufhebung des angefochtenen

Urteils zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
die Vorinstanz zurückzuverweisen.

Für die Klägerin, die im Laufe des Revisionsverfahrens am
27. Dezember 1954 verstorben ist, hat die Revisionsbeklagte

al

Verfahren aufgenommen. Sie beantragt,

Ü
)

Rechtsnachfolgerin, vom Beklagten als solche benannt, das

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält die Auslegung des Begriffs der unmittelbaren Kriegsein—

wirkung durch das Landessozialgericht für zutreffend. Weder han—

dele es sich bei den Begleiterscheinungen des Luftkrieges um eine

allgemeine Gefahr, welche eine Haftung des Staates für die da—
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durch eingetretenen Gesundheitsschäden ausschlösse, noch könne

zweifelhaft sein, daß grundsätzlich auch psychische Einwirkungen

unmittelbare Einwirkungen seien, die bei der Klägerin, wie hier—

zu des Landessozialgericht bindend festgestellt habe, zu einer

Lähmung geführt hätten. Diese Feststellung habe-das Landessozial—_
gericht ebenso wie die.Feststellung über den Zeitpunkt des Luft—

*angriffs, wenn_edch mit knapper so doch mit ausreichender Begrün—

dung, getroffen° “’ ' '

Imübrigenwird,zurDarstellungdesTetbestandes_auf denInhalt
des Bescheides des Versorgungsamts XXXXXXXXXXvom 29° Oktober

>
1952, des Einspruchsbescheides des Landesversorgungsemte XXXXXX

vom 8, April 1955, des Urteils des Versorgungsgerichts XXXXXX

vom 22. September 1955, des Urteils des Landessozialgerichts XXXX

IXXX vom 50 April 1954, des Rentenantrag s der Klägerin vom 1
50 August 1950 sowie der Schriftsätze des Beklagten vom 12.

Juli‘

1954, 2. August 1954 und 7. Februar 1955, der Revisionsbeklagten

vom 28° März 1955 und 22. Juni 1955 Bezug genommen°

‘Die frist— und formgerecht eingelegte Revision ist statthaft, weil

das Landessozialgericht sie ausdrücklich zugelassen hat (@ 162

Abs‚1 Nr. @ see)°

Sie ist auch begründet,

Das Landessozialgericht hat der Klägerin Yersorgungsanserche dem

Grunde nach ohne zeitliche Begrenzung_nuch den Vorschriften des

BVG zugesprochen. Da der Rentenantrag der Klägerin als Datum der

Antragstellung den 30. August 1950 anfährt, mußte das Landesso—

zielgericht zu der Frage Stellung nehmen„ob der Klägerin auch

für die_Zeit vbr dem 1; Oktober 1950, dem Zeitpunkt des Inkraft—

'tretens des BVG, Ansprüche zustehen, zumal auch im Bescheid des

Versorgungsamts XXXXXXXXXXund in dem Einspruchsbescheid des
‘Landesversorgungsamts XXXXXX auf 5 1 Berliner KVG Bezug

genommen

und damit zum Ausdruck gekommen war, daß auch etwaige Ansprüche

der Kl egerin für die Zeit vor dem 1. Oktober 1950 abgelehnt werden

sollten° Das Landessozialgericht hat die Ansprüche der Klägerin

jedoch nicht nach den Vorschriften des Berliner KVG geprüft, je—

denfalls ist dies aus dem Urteil nicht erkennbar° Wenn auch @ 1

Berliner KVG ebenso wie 5 1 EVG von Schädigungen durch unmittel—

bare Kriegseinwirkungen spricht, so hätte das Landessozielgcricht
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„

wenigstens in irgendeiner Form züm Ausdruck bringen müssen,

daß die.Ansprüche der Klägerin ih-gleicher Weise nach dem
Berliner KVG begründet sind. Sollte es aber der Ansicht ge—‚

wesen sein, daß die Klägerin nach den Vorschriften des Ber-

liner KVGkeine Versorgungsansprüche hat, so hätte es seine
Entscheidung über die Ansprüche der Klägerin auf die Zeit

nach dem 1. Oktober 1950 begrenzen müssen. Nach der vorlie—
genden Urteilsbégründuhg muß jedenfalls angenommen werden,

daß das Land88802ialgericht die Ansprüche der Klägerin auch
Iür die Zeit vor dem T. Oktober 1950 nach den Vorschriften_

desBVGfür begründethält. Insoweitsind eberdie Vorschrif—
;ten des BVG, die gemäß 5 84 dieses Gesetzes erst.mit Wir—
kung vom 1. Oktober 1950 in Kraft getreten sind, unrichtig
angewendet. Die Revision mußte daher insoweit Erfolg haben,

als das Landessozialgeri0ht über Ansprüche der Klägerin für '

die Zeit vor dem 1. Oktober 1950 entschieden hat

Die Revision ist aber auch insoweit
begründet,

als das Lan—
dessozialgericht über die Ansprüche der Klägerin für die

zeit nach dem 1. Oktober 1950 unter Anwendung der Vorechrif—
ten des BVG entschieden hat. Es hat dabei 5 1 Abs. 2 Buchst„

a und 5 5 Abs. 1 Buchst., & BVGunrichtig angewendet., "

Das BVG führt im 5 1 die Voraussetzungen auf, die vorliegen
müssen, um einen Versorgungsanspruch zu begründen" Es führt

zunächst Tatbestände an, die allein geeignet sind, eine
Schädigung im Sinne des BVG herbeizuführen; es verlangt fer—

ner, daß einer dieser Schädigungstetbestände’ursächlich für
eine Schädigung gewesen ist, und fordert endlich, daß diese
Schädigung ursächlich für den gesundheitlibhen und wirtschaft—
lichen Schaden gewesen ist, für den Versorgung beantragt

wird° Unter den Schädigungstatbeständen führt der 5 1 BVG

im Abs° 2 Bu0hstabe & die unmittelbare Kriegseinwirkung ein°

Als solche gelten gemäß 9_5 BVG die dort angeführten Tatbe—

stände° Diese treten nicht als selbständige Schädigungstat—
bestände neben die unmittelbare Kriegseinwirkung. Es handelt
sich vielmehr bei 5 5 BVG um eine Aufzählung derjenigen Fälle,

die jeweils die Annahme einer unmittelbaren Kriegseinwirkung

rechtfertigen° Ein Sachverhalt ist daher, soweit ein Schädi—

,
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gungstatbestand in Frage kommt, danach zu beurteilen, ob einer

der“Tatbestände des © 5 BVGverwirklicht ist„da»nur dahn_das
Vorliegen einer unmittelbaren Kriegseinwirkung anzunehmen ist°

Nach dem Wortlaut des 5 5 BVG könnte es
allerdings den

Anschein

haben, als ob die dort angeführten Tatbestände neben die unmittel—
bare Kriegseinwirkung als selbständige Schädigungstatbestände

,
treten sollen, da dasGesetzdavonspricht, daßsie als unmittelv
bare Kriegseinwirkung "geltenü. In der Gesetzeésprache des bürger—

lichen Réchts wird das Wort "gelten" gewöhnlich bei Fiktionen ge—
braucht, d.h° dann, wenn ein Rechtssatz'für.einen Tatbestand als

maßgebend erklärt wird, der seiner Natur nach nicht unter den

Rechtssatz paßt (Ennéccerus—Nipperdey, Allgemeiner Teil_deszüré
gérlichen Rechte, 14. Auflage, 5 30 II 1 b) Das würde bedeuten,.

”daß zur unmittelbaren Kriegséinwirkung die Tatbestände des @ 5

BVG kraft besonderer_Fiktionen als.selbständige Schädigungstat—

bestände hinzutreten, weil Sie ihrer Natur nach keine unmittel—

baren Kriegseinwirkungen sind° Der 5 5 BVGzählt jedoch auch Tat—

bestände auf, die ihrer Natur nach unbedingt unmittelbare Kriegs—
einwirkungen sind, wie insbesondere Kampfhandlungen und Einwir—

*"kungen von Kampfmitteln. Werden aber im 5 5 sowohl Tatbestände
aufgezählt, die ihrer Natur nach unbedingt unmittelbare K.riégs—

einwirkungen sin_d‚ als auch Tatbestände, die ihrer Natur nach

keine unmittelbaren Kriegseinwirkungen sind, — wie diejenigen,

bei denen der Krieg erst mittelbar infolge besonderer kriegsbe—
dingter Maßnahmen, Umstände oder Vorgänge Einwirkungen auf die Be—

schädigten ausgeübt hat — so kann es sich bei dieser Aufzählung

nicht um Fiktionen für unmittelbare Kriegseinwirkungen handeln,

Andererseits kann es sich bei der Aufzählung im 5'5 BVG auch nicht

um eine lediglich beispielhafte Aufzählung von Fällen unmittelba—

rer Kriegseinwirkuhg handeln. Abgesehen davon, daß die Erläute—

rung eines vom Gesetz gebrauchten Begriffs durch Beispiele unge—

}wöhnlioh ist, würde das Gesetz bei einer nur beispielhaften Auf»
zählung von Fällen unmittelbarer Kriegseinwirkungen oder bei einer
Anführung zusätzlicher Fälle unmittelbarer Kriegseinwirkungen

seinem Sprachgebrauch nach im 5 5 hinter das Wort "gelten" das

Wort "insbesondere" oder."auch" eingeschoben haben ($? 4 Abs° 1,
5 Abs. 1 Buchst. a, 20, 25, 28, 30 Abs. 2 Satz 1,—36 Abs, 2 Satz 29

_ — 7 -
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55 Abs. 1, 60 Abs. 2 Satz 2, 75 BVG). Es kann sich demnach nur
um eine Aufzählung von Tatbeständen handeln, bei deren Vor;

liegen allein das Vorliegen einer unmittelbaren Kriegseinwir—

kung anzunehmen ist. Darauf deutet auch der 5 6 BVG hin° Nach

dieser Vorschrift kann in anderen als in den im 5 5 bezeich-

neten Fällen das Vorliegen einer unmittelbaren Kriegseinwir—

kung anerkannt werden. Dem Wortlaut dieser Vorschrift nach
muß angenommen werden, daß das Gesetz davon ausgegangen ist,

im 5 5 sämtliche Fälle der unmittelbaren Kriegseinwirkung auf—
g’e'z'e'hitzu haben, dennsonst hätte es im 5 6 BVGentwederdie
Anführung des 5 5 unterlassen oder neben dem $ 5 auch den 51

Abs. 2 Buchst. a erwähnen müssen. Wenn nämlich das BVG so—

wohl die unmittelbare KriegseinWirkung gemäß 5 1 Abs° 2 Buchst.

a als auch die Tatbestände des 5 5 als selbständige gleichge—
stellte Schädigungstatbestände nebeneinander angesehen hätte,

dann wäre @ 6 BVG unverständlich. Es könnte dann das Vor—
liegen einer unmittelbaren Kriegseinwirkung zwar abweichend von

den Tatbeständen des 5 5 , nicht aber abweichend von dem > '
eigentlichen Schädigungstatbestand der unmittelbaren Kriegs?

einwirkung anerkannt werden. Eine derart widerspruchsvolle

Regelung ist aber demGesetz nicht zu unterstellen. Deshalb
kann nur angenommen werden, daß die Fälle der unmittelbaren

Kriegseinwirkung im Sinne des 5 1 Abs. 2 Buchstabe a BVG im
@ 5 BVG aufgezählt sind und deshalb das Gesetz im @ 6 nur den
5 5 erwähnt hat°

Bestätigt wird diese Auffassung auch aus der Entstehungsge—

schichte des 5 5 BVG, dessen Tatbestände zu Abs. 1 Buchst. a

bis c auf die Personenschädenverordnung vom 1. September 1939
in der Fassung vom 10. November 1940 (BGBl. I, S. 1479) zu—

-rückgehen (Bundestagsdru0ksache Nr. 1533, Amtl. Begründung zum

BVG zu 5 5). Im 5 1 dieser Verordnung war zwar anstelle der un—
mittelbaren Kriegseinwirkung als Schädigungstatbestand ein An—

griff auf das Reich erwähnt, jedoch war im 5 3 unter wörtlicher

Anlehnung an die jetzt im 5.5 Abs. 1 Buchst. a bis d BVG ange—
führten Tatbestände gesagt, daß "nur'durch derartige Tatbe—

stände verursachte Schäden als durch Angriffe auf das Reichs—

gebiet verursachte Schäden anzusehen seien. Diese Gesetzes—

technik, zunächst einen allgemeinen Schädigungstatbestand an—

_ 8 _
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zuführen und ihn dann in einer besonderen Vorschrift nach Einzel-

tatbeständen abzugrenzen, hat auch das BVG beibehalten. Zwar

fehlt das eindeutig klarstellende “nur" im '5 5 'BVG, jedoch muß

aus der beWußten Anlehnung an den früheren Rechtsaustand.ange—

nommenwerden, daß ebenfalls das BVGzur Abgrenzung des Begriffs“

der unmittelbaren Kriegseinwirkung im @5'Tatbestände aufgezählt_
hat, bei deren Vorliegen allein das Vorliegen einer unmittelbaren

Kriegseinwirkung anzunehmenist. ' " '

Zur Begründung eines Versorgungsanspruehe auf_Grund einer unmittel

baren Kriegseinwirkung genügt also nicht die Feststellung, daß
eine unmittelbare Kriegseinwirkung vorgelégén habe, sondern ér—‘*
forderlich wie allein genügend ist, daß das Vorliegen einer der

>
im 5 5 BVGaufgeführten Tatbestände festgestellt wird, denn nur
dann. wenn einer dieser Tatbestände vorliegt, liegt eine unmittel»

bare Kriegseinwirkung im Sinne des 5 1 Abs. 2 Buchst._a BVGvor.
‘Dies hat aber das Landessozialgericht-Verkahnt, das sich für die

Gewährung der.VersorgungsanSprüche an'die Klägerin mit der Fest—

-stellung bégnügt hat, daß Bombenangriffe stattfanden, und an
'Hand dieser Feststellung allein das Vorliegen einer unmittelbaren

‚Kriegseinwirkung im Sinne des @ 1 Abs. 2 Buchst. a BVG angenommen
hat, ohne zu prüfen, ob einer der Tatbestände des 5 5 BVG erfüllt
war. ' '

Allerdings erwähnt das Urteil an anderer
Stelle beiläufig auch

den 5 5 Abs. 1 Budzst. a BVG und meint, Bombenangriffe seien

Kampfhandlungen und damit unmittelbare Krie'gseinwirkungen im
Sin—

ne des 5 1 Abs. 2 Buch3t. a BVG. Bei einer derartigen Gleichstel-
lung von Bombenangriffen mit unmittelbaren Kriegseinwirkungen hat'

das Landessozialgericht aber den Begriff der unmittelbaren Kriegs—

'einwirkung im Sinne des @ 1 Abs. 2 Buchst. a in Verbindung mit

5 5 Abs. 1 Buchst a BVGverkannt.

Entsprechend dem Zweck d65'5r5 BVG müssen die dort angeführten
Tatbestände, wenn der durch ihre Anführung verfolgte Zweck einer

Abgrenzung des Begriffs der unmittelbaren Kriegseinwirkung nicht
vereitelt werden soll, eng ausgelegt werden. In diesem Sinn sind

auch die Verwaltungen vorschriften Nr. 1 zu 5 5 Abs. 1 BVG aufzu—

fassen, die zwar von einer engen Auslegung des Begriffs der un—

....9—
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mittelbaren Kriegseinwirkung sprechen, jedoch in_ diesem Zu-.
‘sammenhang‚ zumal Sie» zu & 5 BVG ergangen sind, eine enge
Auslegung der als unmittelbare Kriegseinwirkung erklärten

Tatbestände‘meinéan° Bei einer engen Auslegung.deS‘ä 5 Abs.

1 BuchstQ_aBVGkönnenaber'Bombena■griffe»allgemein.nieht
ohne weiteres als Kampfhandlungen oder — wie ridhtiger Zu

„sagen isn — als unmittelbare Einwirkungen von Kampfhandlun-

»gen angesehen werden.. ‘

’Losgelöst aus dem Zusammenhang mit 5 1 Abs„ 2 Buchst. a und

5 5 Abs. 1 Buchst. a BVG könnten unter dem Begriff Kampf—
‘handlungen auch Bombenangriffe-zu vers.tehen sein, und Zwar ‘
gleichgültig, wann, wo und wie sie stattgefunden und einge—

w11kt haben. Das BVG wollte jedoch nicht» jede Kampfhandlung

als unmittelbare Kriegsé1nw1rkung ansehen, sondern nur sol—_
che Kampfhandlungen, die eine unmittelbare Einwirkung auf

dden Beeöhädigten ausgeübt haben. Wenn das BVG im 5 5 Abs „ 1

_Buchst. a von Kampfhandlungen und nicht mehr aus drückli»ch

von unmittelbaren_Einwirkungen/von„Kampfhandlungen_spricht,

so ergibt sieh dasErfordernis déi unmittelbaren Einwirkungi
bei Kampfhandlungen allein daraus,» daß Kampfhandlungen als

unmittelbare Kriegseinwirkungen zu gelten haben, d h„‚ daß

als unmittelbare Einwirkungen.des Krieges nur unmittelbaré

„Einwirkungen von Kampfhandlungengelten sollens Eine Gleich—
‘ stellung von unmittelbaren Kri€gséinwirkungen mit den im

5 5 erwähnten Kampfhandlungen, Maßnahmen oder Vorgängen,
‚ohne daß von diesen eine Einwirkung ausgegangen Zu sein
brau0hté, würde sinnwidrig SGi■ß'DäSGesetz kann_in diesen
Fällen immer nur die Einwirkungen vbn Kampfhandlungen, Maß—

nahmen oder Vorgängen den Einwirkungen des Krieges gleich—

gestellt haben. Aus der Fassung des 9 5 Abs. 1'Buphst. a
BVG darf deshalb nicht entnommen werden, daß beixden Kampf—

-handlungen'keine unmittelbare Einwirkung zu fordern istot

Vielmehr muß aus dem Zusammenhangdieser Vorschrift mitä 1
Abs° 2 Buchst. a und aus dem Sinn einer Abgrenzung des Tat—.

bestandenerkmale der unmittelbaren Kriegseinwirkung geschlos—

sen werden, daß aus dem weiten Kreis der unmittelbaren Ein—

wirkungen des Krieges u.a.° nur die unmittelbaren Einwirkun—

gen von Kampfhandlungen für eine Schädigung im Sinne desn
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_ 10 _

Bundesversorgungsgesetzee'bedéutsam Sein sollen. Wenn der 5f5 BVG7

_bei Erwähnung der militärischen und behördlichen Maßnahmen deren 7“

unmittelbaren Zusadmehhang_mit Kambfhandlungén fordert (5'5‘Abs° 1

Buchst. a>u. b BVG), so fordert er damit noch etwas anderes und
Zu3ätzlichee, nämlich zur unmittelbaren Einwirkung der Maßnahmen e_
insoweit der-unmittelbaren Einwirkung der Kampfhandlungen gleich—

zuSet2en ;'auch noch den unmittelbaren Zusammenhang der Maßnahmen:

mit den Kampfhandlungen. Das Gesetz hätte seinen Willen deutlicher

zum Ausdruck gebracht, wenn es im 6 5 BVG eingangs ahetelle'der

Worte "als unmittelbare Kriegseinwirkungeh gelten" die Worte "als
unmittelbare Kriegeeinwirkungen gelten unmittelbare Einwirkungen

von" gebraucht und danach entsprechend die Tatbestände des 5 5
,

aufgezählt hätte. Damit wäre auch nach dem Wortlaut des 5 5 BVG

klarer zum Ausdruck gekommen, daß die im 5 1 Abs. 2 Buchst‚ a
erwähnte unmittelbare Einwirkung auch für die Tatbestände des
© 5 BVszu fordern ist. Als unmittelbare Kriegseihwirkung im Sinne

des;5 5 Abs. 1 Buchst. & BVGgilt also nicht eineKampfhandlung
an sich, sondern die unmittelbare Einwirkung einer Kampfhandlung.

Das-Erfordernis der Unmittelbarkeit der Einwirkung einer Kampf—

handlung hat nichts mit dem Erfordernis des ursächlichen Zusammen-

hangs zwischen dem Schädigungstatbestand und der Schädigung zu "

tun° Dieéer Ursachenzusammenhang wird vom Gesetz bereits mit dem
Gebrauch des Wortes "durch“ im_5 1 Abs. 2 BVG eindeutig und klar

gefordert. Es bestand für das BVG kein Anlaß, für Schädigungen

durch Tatbestände gem. 5 5 das Erfordernis des ur3ächlichen Zu—
sammenhangs zwischen Schädigung und Schädigungstatbeständen be—_

V
sonders zu betonen oder für diesen Zusammenhang gar einen anderen,

nämlich einen unmittelbaren Zusammenhang zu fordern im Gegensatz
'zu den Schädigungen durch andere Schädigungetatbestände der 55 1,
3, 4 BVG, bei denen ein unmittelbarer ursächlicher Zusammenhang

nicht ausdrücklich gefordertist.'Das Erfordernis der Unmittelbar—
keit der Einwirkung gehört noch zum Schädigungstatbestand selbst.

Erst wenn der Schädigungetatbestand, die unmittelbare Einwirkung
einer Kampfhandlung, vorliegt, ist weiterhin deren Ursächlichkeit

für die Schädigung—zu prüfen, d‚h., ob■"durch" diesen Schädigunge—

tatbestand eine Schädigung eingetreten ist, und zwar unbeschadet

dessén, daß bei den Schädigungetatbéständen des 5 5 BVG Einwir—

kung und Schädigung häufig zusammenfallen. ,
41„
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11.1

Andererseits genügt zur Unmittelberkeit der Einwirkung einer
Kampfhandlung nicht, daß die Kampfhandlung lediglich ursäch—

lich für die Einwirkung gewesen ist. Wenn nur_.eine ursädh— ’
liChe Verbindung zwischen_ Kampfhandlung und Einwirkung

erfor—

derliCh wäre, dann wäre der Gebrauch des Wortes "unmittelbar"

überflüssig gewesen,
oder das Ge$etz hätte entsprechend sei-

nem sonstigen Sprachgebrauch von Einwirkungen "durch" den

Kfiegx gesprochen. Aus dem Gebxeuch des Wortes "unmittelbar"

muß geschlossen werden, daß.die Kampfhandlungen und deren

Einwirkung in engster Beziehung zueinander stehen müssen,
d h., daß Kampfhandlungen und Einwirkung ohne örtliche und
zeitliche Zwischenglieder so eng verbunden sein müssen, daß

sie örtlich und zeitlich.sich nicht voneinander trennen las—,

sen, Bei Bombenangriffen als Kampfhandlungen_muß daher gefor—
dert werden, daß Bomben so in die Nähe des Beschädigten ge—__
fallen sind, daß _deren Explosionen örtlich noch eine unmittel—

bare Einwirkung ausgeübt haben, und daß die EinWirkung spont_an
erfolgt ist, um auch zeitlich von einer unmittelbaren Ein—

wirkung sprechen zu können. Esfwerden sieh dafür, wenn örtlich
noeh Bombenexplosicnen als unmittelbar auf die Beschädigten

einwirkend angesehen werden können, allgemeingültige Grenzen
voder gar meßbare Grenzen nicht ziehen lassen° Es wird_ stets

auf die Umstände des Ein2elfall$ ankommen. Zu fordern ist _aber‚
daß der Einwirkungsbereich der Kempfhandlungen‚_d. h° bei'

Bombenangri1feh der Einwirkungsbereich der Bömbenexplosionen,

den Beschädigten mit umfaßt hat. Deswegen brauchen die Bom—

ben nicht_auf ihn gerichtet gewesen zu sein. Jedoch genügt

es auf der anderen Seite nicht, daß die Bombenexplosionen sich

für den Beschädigteh nur als das Erleben eines allgemeinen

Kampfgeschehens ab2eichnen_und bei ihm nur
mehr die Vers tel-‘

lung einer Einwirkung hervorgerufen wird, als tatsächlich

eine unmittelbare Einwirkung stattgefunden hat°

Die unmittelbare'Einwirkung braucht auch nicht physischer

Art zu sein° Das Gesetz hat für die Art der Einwirkung der
_

Kampfhandlungen keine derartige Beschränkung ausgesprocheno

3Deshalb müssen auch psychische Einwirkungen, falls sie spon-
tan bei derartigen Bombenexplosionen eingetreten sind, zu

den unmittelbaren Einwirkungen gerechnet_werden. Insoweit
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„ 12 —

ist devaandeesozialgerio t durchaus beizutreten,
wenn'e3‘aue—

führt}'daß auch äohrédk— und Schbckwirkungen als unmittelbare
Einwirkungen ah,zueehen> sind. Hierzu hat bereits das frühere

_
Reichsver50rgungsgericht, wenn auch zu dem im Wortlaut enaefe

gefaßten 5 2 des Kriég9pérsonenechädengesetzes in der ?aseung

vom22, Dezember1927 anerkannt, daß eine Schädigungdurch
Sohockwirkunge■ bei einem Fliegerangriff als eine durch kriege—79

risohe Unternehmungen entstandene Schädigung gelten‘kann° (RVGV‘

'9} SJ 361)„ Demgegenüberist die Än91cht des Beklagten abzuleh—
‘nen,‘daß p5ychisohe Einwirkungen bei Bombenangriffén aus dem'

Grunde keine versorgungsrechtlich erheblichen Schädigungstat—

bestände bilden könnten„ weil
es sich dabei um Gefährdungen han—

' dele, denen_weite Bevölkerungekreise für längere Zeit ausgesetzt

‚waren, ellée■eingefährdende Zuetände könnten_aber nach demWil—"'

len des Gesetzesnicht als Sohä‘id'igungstatbeetändeanerkannt
‘werden° Ein soldh allgeüeingültiger.Rechtssatz kann den Vor—
schriften des BVG schon deshalb nieht entnommen werden, weil von

denTatb'eständendes5 5 BVGunzweifelhaft auchEinwirkungen’
durch solche gefährdendeh Ereignisse oder M38nahmen erfäßt werden,

denen weite Bevölkerungskreise für längere Zeit ausgesetzt waren;
um hier nur Einwirkungen.durch die allgemeinen behördlichen
Luftsohutzmaßnahmen —

ausgenommen‚Verdunkelungsmaßnahmen—bei
Fliegerengriffen zu erwähnen‚‘Zur Begründung diéeer'in3icht kann

auch nicht auf den Willen des Gesetdeber3 und die Verwaltungs?

-vorschriften zu 5;5 Abs° 1 BVG hingewiesen werden, wonach die

alle Bevölkerungskreise betreffenden Mangeläuetände hinsicht—f

;
lich der Ernährung und Vereorgung mit Arzneimitteln nicht unter

\
den Begriff der unmittelbaren Kriegeeinwirkung fallen sollen°
bie Einwirkungen durch derartige Mangelzuetähde der Ernährungq

und Versorgungsind nämlich nicht äeshalb keine unmittelbaren
Krieéseinwirkungen, weil ein allgemeingültiger Rechtssatz ell—
gemeiné Gefährdungen als 80hädigungstetbéstände ausschließt, son»

Vdérn deShalb,-weil Einwirkungen durch Mangelzustände der Ernäh—
rung und Versorgung keine unmittelbaren Einwirkungen durch Tat—

bestände des @ 5 BVG darétellen, insbesondere keine unmittelba—
ren.Einwirkungen von Maßnahmen, die selbst in unmittelbarem Zu—

semmenhang mit Kampfhandlungen stehen°

Im vorliegenden Falle hätte daher bei
den

Bombenangriffen, wel-

che die Klägerin erlebt hat, nur dann von einer unmittelbaren

_ 13 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 15 „
Einwirkung

von Kampfhandlungen geäprochen werden können, wenn
Bombenexplogionen so .‘in der Nähe der Beechädigteh etattge—

funden hätten, daß noch eine unmittelbare Einwirkung auf die
Besthidigte .erfolgt wäre, wobei

auch eine rein psychische Ein—

wirkung genügt hätte. Das Landessozialgericht hätte nach der

Ribhtuhg Feststellungen treffen müssen_, um der Klägerin dem

Grunde nach gemäß 5 1 in Verbindung mit % 5 \bs. 1 Buchst. a
„BVG

Vereorgungean3prüohe
zusprechen. zu können. Es hat_ diese

Feststellungen offenbar deshalb nicht getroffen, weil seinei

Auffassung“nach, die aber nieht gebilligt werden kann, bereits

Einwirkungen eines Flieger— oder Bombenangriffe allgemein un;

mittelbare Einwirkungen einer Kampfhandlung sind, obwohl die
,

Klägerin, wenn auch erst auf den Eine _pruchsbesoheid des Landes—

versorgungäamts hin, behauptet hat, dureh psychische Einwir

kung bei der Explosion in der Nähe fallender Bomben gesohädigt'
worden

zu sein. Da Feststellungen_dee Bandéssozialgcrichts
zu'

diesen rechteerheblichen Behauptungen der Klägerin fehlen,
konnte der Senat in der Saoheuselbet nieht entscheiden, sondern

mußte das angefochtene Urteil mit den ihm zugrundeliegenden

Feststellungen gemäß 5 170 Abs.2 SGG_aufheben und die Sache

zur Weiteren Feststellung und Entscheidung.an das Landese oziäl—

gericht zurückV€rweieen. Es erübrigte sich daher, auf das son4‚

stige Vorbringén des Beklagten, das dieser in formeller und sach;
licher Beziehung gegen das angefochtene Urteil vorgebraoht
hat,.einzugéheh.

'

Es war daher, Wie géSohehen, zu erkennen; Die Kostéhehtschei—

dung mußte dem abschließenden Urteil vorbehalten bleiben.
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